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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsorganisation

Obwohl der Nationalrat der parlamentarischen Initiative von Gabriela Suter (sp, AG) für
Barrierefreiheit des Live-Streams der Parlamentsdebatten mit 108 zu 7 Stimmen
deutlich Folge gegeben hatte, insistierte das Büro-SR einstimmig auf seinen
ursprünglichen Entscheid, dem Anliegen keine Folge zu geben. Barrierefreiheit – die
Initiative verlangte insbesondere, dass die Internetübertragung der Ratsdebatten mit
Untertiteln versehen wird, damit auch hörgeschädigte Menschen ihnen folgen können –
sei wichtig, so die Sprecherin des Büros, Brigitte Häberli-Koller (mitte, TG); die Kosten
für die hier vorgesehene Umsetzung (z.B. mittels Live-Untertitelung in mehrere
Sprachen oder Simultanübersetzung in Gebärdensprache) seien aber nicht
verhältnismässig. Der Ständerat habe bereits 2015 einen Vorschlag für eine
Simultanübersetzung in die Landessprachen abgelehnt, der es einem grossen Teil der
Bevölkerung erlaubt hätte, die Debatten in der jeweiligen Muttersprache zu verfolgen.
Auch damals sei man vor den Kosten von über CHF 600'000 jährlich zurückgeschreckt.
Eine Untertitelung oder eine «Verdolmetschung in Gebärdensprache» via Livestream
sei auch deshalb nicht nötig, weil die provisorischen Ratsprotokolle wenige Minuten
nach den Voten im Internet publiziert würden. Wenn Barrierefreiheit angestrebt
werden solle, müsse eine Gesamtschau angestrebt werden, mit der Übersetzungs- und
Untertitelungsfragen mit technischen Mitteln gelöst würden, die nicht derart hohe
Kosten verursachten – so die Sprecherin des Büros. 
Der Empfehlung des Büros stand ein Antrag von Maya Graf (gp, BL) gegenüber, welcher
der parlamentarischen Initiative Folge geben wollte. Die UNO-
Behindertenrechtskonvention verpflichte die Schweiz, die politische Teilhabe von
Menschen mit Beeinträchtigungen zu sichern. Untertitel seien aber auch für Menschen
mit Migrationshintergrund wichtig, um Ratsdebatten folgen zu können. Mit Folgegeben
würde den beiden Büros ja lediglich der Auftrag erteilt, eine gut umsetzbare und nicht
zu kostenintensive Lösung zu finden. Graf zeigte sich zudem zuversichtlich, dass mit
der immer besser funktionierenden automatischen Spracherkennung die Kosten mit
der Zeit abnehmen würden, da etwa Untertitelung nicht mehr von Dolmetschenden,
sondern von Computern übernommen werden könne. Isabelle Chassot (mitte, FR)
brachte zudem den Vorschlag ins Spiel, ein neues System zuerst einmal lediglich im
Nationalrat anzuwenden und erst nach einiger Zeit und einer Evaluation auf den
Ständerat zu übertragen. Mit 24 zu 16 Stimmen (4 Enthaltungen) entschied sich der
Ständerat gegen sein Büro und gab der Initiative Folge. Damit wird das Büro-NR
beauftragt, rechtliche Grundlagen für mehr Barrierefreiheit zu schaffen. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.09.2022
MARC BÜHLMANN

Öffentliche Finanzen

Finanzausgleich

Eine parlamentarische Initiative Robbiani (svp, TI) fordert die Verlängerung der Fristen
zur Finanzierung von Institutionen für Behinderte. Mit der Einführung des
Bundesgesetzes über den Finanz- und Lastenausgleich (FiLaG) wurde die Zuständigkeit
für die Institutionen der Behindertenbetreuung den Kantonen übergeben. Für die
Institutionen, denen vor dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes über den Finanz- und
Lastenausgleich Gelder bewilligt worden waren, war in den Übergangsbestimmungen
des Gesetzes eine Frist von drei Jahren festgelegt. Laut Robbiani reiche nun diese Frist
nicht aus, was dazu führe, dass die betroffenen Institutionen die ihnen zugesicherten
Bundesgelder nicht mehr erhielten. Die entstandenen Kosten würden auf die Kantone
überwälzt. Der Nationalrat war in der Herbstsession entgegen dem Antrag des
Bundesrates auf den von seiner Kommission ausgearbeiteten Erlassentwurf eingetreten
und hiess ihn gut. Der Ständerat hingegen befand, dass kein Handlungsbedarf mehr
bestehe, da bis zum Verhandlungszeitpunkt die Schlussberichte nur noch in zwei
Institutionen ausstehend waren und sich das Dossier somit bereits erledigt hatte.
Weiter wurde festgehalten, dass faktisch sechs Jahre Übergangsfrist zur Verfügung
gestanden hätten und somit die Spielregeln für alle bekannt gewesen seien. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.12.2010
NATHALIE GIGER
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Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

In den letzten Jahren waren in der Presse immer wieder Berichte erschienen über die
Zwangssterilisation geistig behinderter Menschen nicht nur im nationalsozialistischen
Deutschland und in anderen europäischen Ländern seither, sondern auch in der
Schweiz. Nationalrätin von Felten (gp, BS) hatte kurz vor ihrem Ausscheiden aus dem
Parlament eine parlamentarische Initiative eingereicht, welche für Personen, die gegen
ihren Willen oder unter psychischem Druck sterilisiert worden sind, eine angemessene
Entschädigung verlangt. Auf Antrag der Rechtskommission wurde der Initiative
einstimmig Folge gegeben. Die Kommission will zudem prüfen, ob und unter welchen
Voraussetzungen Sterilisationen ohne Einwilligung der Betroffenen rechtmässig sind.

Die Schweizerische Akademie der medizinischen Wissenschaften, deren Richtlinien von
1981 derartige Eingriffe als unzulässig bezeichnet, hielt es für angezeigt, ihre Praxis zu
überdenken. Danach soll eine Sterilisation auch dann möglich sein, wenn eine Person
deren Tragweite nicht ganz versteht. Die SAMW begründete ihre neuen Richtlinien mit
dem Recht auf gelebte Sexualität. Der Eingriff soll dann erlaubt sein, wenn alle
reversiblen Formen der Schwangerschaftsverhütung nicht möglich sind 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.08.2000
MARIANNE BENTELI

Wer gegen seinen Willen sterilisiert oder kastriert wurde, was vielen geistig behinderten
Menschen auch in der Schweiz widerfuhr, soll für diesen schweren Eingriff in die
psychische und physische Integrität entschädigt werden. Zudem gilt es, künftige
Missbräuche zu verhindern. Beides soll in einem neuen Gesetz geregelt werden, das auf
eine parlamentarische Initiative der ehemaligen Nationalrätin von Felten (gp, BS)
zurückgeht und vom Bundesrat Ende März in die Vernehmlassung gegeben wurde. Das
Gesetz will die Sterilisation nur dann erlauben, wenn die betroffene Person volljährig ist
und ihre Einwilligung erteilt. Ist die Person jünger oder aufgrund ihrer geistigen
Behinderung auf Dauer urteilsunfähig, ist der Eingriff nur unter strengen
Voraussetzungen und mit Zustimmung der Vormundschaftsbehörde erlaubt. In allen
anderen Fällen wird die Zwangssterilisation als schwere Körperverletzung im Sinn des
Strafgesetzbuches geahndet. Opfer von vergangenen zwangsweisen Sterilisationen oder
Kastrationen sollen im Rahmen des Opferhilfegesetzes entschädigt werden. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.06.2002
MARIANNE BENTELI

Die nationalrätliche Rechtskommission war 2000 einstimmig mit einer
parlamentarischen Initiative von Felten beauftragt worden, ein Entschädigungsgesetz
für die Opfer von Zwangssterilisationen auszuarbeiten. Die konkrete Umsetzung – die
Kommission schlug eine pauschale Genugtuungszahlung von 5000 Fr. pro Fall vor – war
nun aber bedeutend umstrittener. Im Einvernehmen mit dem Bundesrat, der kein
Präjudiz für spätere anderweitige Wiedergutmachungen an Opfer behördlicher
Fehleinschätzungen (beispielsweise ehemalige Verdingkinder oder Zwangsinternierte in
der Psychiatrie) schaffen wollte, sprachen sich SVP und FDP gegen die Entschädigungen
aus. Es wurde argumentiert, die Zwangssterilisationen seien im Zeitpunkt ihrer
Durchführung als angemessen empfunden worden, weshalb Entschädigungszahlungen
eine fragwürdige Vergangenheitsbewältigung ohne genügende verfassungsrechtliche
Grundlage darstellen würden. SP, Grüne und CVP vertraten hingegen die Auffassung,
derart formaljuristische Argumentationen seien rechtsstaatlich unsensibel, der Staat
habe die Pflicht, ein in seinem Namen begangenes Unrecht wieder gutzumachen. Mit 91
zu 84 Stimmen wurden die Anträge des Bundesrates sowie eines Vertreters der SVP auf
Nichteintreten abgelehnt. Gehör fand der Bundesrat dann aber im Ständerat, der sich
mit 28 zu 8 Stimmen gegen Eintreten aussprach, worauf sich der Nationalrat mit 103 zu
66 anschloss.

Unbestritten war in beiden Kammern hingegen das eigentliche Sterilisationsgesetz.
Dieses betrifft vor allem die rund 50'000 geistig behinderten Menschen, die in
gemischtgeschlechtlichen Heimen leben, in denen Sexualität kein Tabu mehr ist. Um
hier unerwünschte Schwangerschaften zu vermeiden, soll die Sterilisation als ultima
Ratio zugelassen werden, allerdings unter strengen Bedingungen: sie ist erst ab 18
Jahren möglich und darf nur im Interesse der betroffenen Person vorgenommen
werden. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.12.2004
MARIANNE BENTELI
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Auf den 1. Juli setzte der Bundesrat das im Dezember 2004 verabschiedete neue
Sterilisationsgesetz in Kraft. Eingriffe, wie sie bis in die achtziger Jahre des 20.
Jahrhunderts vorkamen, und die nach heutiger Auffassung teilweise missbräuchlich
erscheinen, sollen sich nicht wiederholen. Dauernd urteilsunfähige Personen dürfen
künftig nur noch in Ausnahmesituationen und mit Zustimmung der
vormundschaftlichen Aufsichtsbehörde sterilisiert werden. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.06.2005
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Private Vorsorge

Gegen den Willen einer rot-grünen Minderheit, welche argwöhnte, hier gehe es um ein
verkapptes Steuergeschenk an die Vermögenden, beschloss die sozialpolitische
Kommission des Nationalrates, einer parlamentarischen Initiative Nabholz (fdp, ZH)
Folge zu geben, welche beantragt, die steuerlich privilegierte Säule 3a sei auch für
Nichtberufstätige zu öffnen. Nabholz hatte dabei vor allem die Frauen im Visier, welche
zugunsten von Erziehungs- und Betreuungsarbeiten auf eine Erwerbstätigkeit
verzichten, aber auch Arbeitslose und Invalide. Eine analoge Empfehlung der
Rechtskommission des Ständerates wurde diskussionslos verabschiedet (96.3368). 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 26.09.1996
MARIANNE BENTELI

Mit 109 zu 60 Stimmen gab der Nationalrat einer parlamentarischen Initiative Nabholz
(fdp, ZH) Folge, welche eine Öffnung der Dritten Säule für bestimmte Kategorien
Nichterwerbstätiger verlangt. Konkret davon betroffen werden insbesondere
Hausfrauen sein, die ohne Entlöhnung Erziehungs- und Betreuungsaufgaben
wahrnehmen, sowie Arbeitslose und Invalide. Sie sollen inskünftig ebenfalls den
Steuerabzug für ihre in der individuellen Selbstvorsorge angelegten Mittel geltend
machen können. Eine linke Kommissionsminderheit monierte vergebens, hier handle es
sich in erster Linie um ein verkapptes Steuergeschenk an wohlhabende Kreise, da nur
sie über die dafür notwendigen zusätzlichen Mittel verfügten, währenddem Arbeitslose
und nichterwerbstätige Invalide nur in den seltensten Fällen ein Einkommen erzielten,
welches dieses Sparpotential erlaube. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.03.1997
MARIANNE BENTELI

Soziale Gruppen

Familienpolitik

Im Mai 2022 präsentierte die WBK-NR die Vernehmlassungsvorlage zur Umsetzung
einer eigenen parlamentarischen Initiative, mit der die finanzielle Unterstützung für die
familienexterne Kinderbetreuung in eine dauerhafte Lösung überführt werden soll. Seit
Umsetzung einer parlamentarischen Initiative Fehr (sp, ZH; Pa.Iv. 00.403) im Jahr 2003
erfolgte die finanzielle Unterstützung durch den Bund zeitlich befristet, wobei diese
befristete Lösung mehrfach verlängert und die Förderinstrumente erweitert worden
waren. Die Festlegung einer dauerhaften Kostenbeteiligung des Bundes an den
Ausgaben der Eltern für die familienexterne Kinderbetreuung ist das erste
Förderinstrument des Entwurfs. Als zweites Förderinstrument sieht die Kommission
Programmvereinbarungen zwischen Bund und Kantonen vor, mit denen der Bund den
Kantonen globale Finanzhilfen zur Weiterentwicklung des familienexternen
Betreuungsangebots oder zur Förderung der Politik der frühen Kindheit gewähren
könnte. Mit diesen Instrumenten sollen die Kernziele der Vorlage erreicht werden, die
von der Kommission in der verstärkten Vereinbarkeit von Familie und Erwerbstätigkeit
sowie der Erhöhung der Chancengerechtigkeit für Kinder im Vorschulalter, mit
besonderem Fokus auf Kinder mit Behinderungen gesehen wurden. In ihrem Entwurf
schlug die WBK-NR eine finanzielle Beteiligung des Bundes an den Betreuungsausgaben
der Eltern von CHF 530 Mio. pro Jahr vor. Hinzu kämen gemäss Kommissionsentwurf
CHF 160 Mio. im Rahmen der Programmvereinbarung gesprochene Gelder – dies
insgesamt für eine erste, vierjährige Projektphase. Damit würde sich der Bund finanziell
deutlich stärker an den Kosten der ausserfamiliären Kinderbetreuung beteiligen als
bisher: Wie dem Bericht zur Verlängerung der Bundesbeiträge an die
familienergänzende Kinderbetreuung bis und mit 2024 (Pa.Iv. 22.403) zu entnehmen ist,
gab der Bund bisher rund CHF 300  Mio aus – zur Schaffung neuer Betreuungsplätze für
die letzte Vierjahresperiode insgesamt einen Verpflichtungskredit von CHF 124.5 Mio.
sowie ab Mitte 2018 Verpflichtungskredite für die beiden neu geschaffenen
Finanzhilfen in der Höhe von insgesamt CHF 176.8 Mio. für fünf Jahre.
Eine Kommissionsminderheit lehnte die Vorlage ab, da sie den Zuständigkeitsbereich

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 17.05.2022
MARLÈNE GERBER
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für diese Förderung alleine bei den Kantonen und Gemeinden sah. Die
Kommissionsmehrheit begründete den ihrer Ansicht nach gegebenen Handlungsbedarf
mit Blick ins Ausland: Gemäss einer UNICEF-Studie aus dem Vorjahr belege die Schweiz
im Bereich der vorschulischen familienergänzenden Kinderbetreuung Rang 38 von 41.
Betreffend Bezahlbarkeit «müss[t]en die Eltern in keinem anderen Land einen so hohen
Anteil ihres Verdienstes für die familienergänzende Kinderbetreuung aufbringen wie in
der Schweiz», so die Kommission in ihrer Medienmitteilung. Die Vernehmlassung dauert
bis zum 7. September 2022. 9

Im Dezember 2022 präsentierte die WBK-NR ihren Entwurf zur Überführung der
Anstossfinanzierung der ausserfamiliären Kinderbetreuung in eine zeitgemässe
Lösung, der sich in nicht unwesentlichen Punkten vom zuvor in die Vernehmlassung
geschickten Vorentwurf unterschied. 
Insgesamt 275 Stellungnahmen waren in der Vernehmlassung eingegangen, die grosse
Mehrheit davon fiel positiv aus. So unterstützten 23 Kantone den Vorentwurf, ebenso
wie acht von zehn stellungnehmenden Wirtschaftsverbänden – darunter GastroSuisse,
SGB und Travail.Suisse – und acht Parteien – darunter die SP, die Grünen, die GLP und
die Mitte. Abgelehnt wurde die Vorlage von der SVP und der FDP; die FDP-Frauen
sprachen sich hingegen für den Vorentwurf aus. Bei den Wirtschaftsverbänden äusserte
economiesuisse trotz Unterstützung der Vorlage erhebliche Vorbehalte, während sich
der SGV gänzlich ablehnend zur Vorlage positionierte. Die Befürwortenden begrüssten
grundsätzlich, dass das seit 2003 bestehende Impulsprogramm in eine dauerhafte
Lösung überführt werden soll, ebenso wie das stärkere Engagement durch den Bund.
Ferner vertraten sie die Ansicht, die Vorlage verbessere die Vereinbarkeit zwischen
Familie und Beruf, wirke dem Fachkräftemangel entgegen und fördere die
Chancengerechtigkeit für Kinder im Vorschulalter. Die gegnerischen Stimmen, darunter
die drei ablehnenden Kantone Bern, Graubünden und Zug, sahen durch den Vorentwurf
die Kompetenzverteilung zwischen dem Bund und den Kantonen verletzt. In eine
ähnliche Stossrichtung gingen die Bedenken des SGV sowie der SVP und der FDP.
Anders beurteilten dies die meisten Kantone und die SODK, ebenso wie die für den
Vorentwurf zuständige WBK-NR, die die neue Rolle des Bundes nicht nur mit Rückgriff
auf die in Art. 116 Abs. 1 BV erwähnte Unterstützungskompetenz, sondern darüber
hinaus mit Bezug auf Art. 110 Abs. 1 Bst. a BV (Arbeitnehmendenschutz) und Art. 8 Abs. 3
BV (Gleichstellung von Mann und Frau) legitimierte. Die SVP vertrat zusätzlich die
Ansicht, dass die Vorlage die Wahlfreiheit der Eltern, die ihre Kinder nicht extern
betreuen lassen wollen, einschränke. Economiesuisse und der SGV sorgten sich auch
um die Kosten, insbesondere verbunden mit der offenen Frage der (Gegen-
)Finanzierung. 
Aufgrund der im Vernehmlassungsverfahren eingegangenen Rückmeldungen passte die
WBK-NR ihren Entwurf im Vergleich zum Vorentwurf in zwei Punkten an. Erstens
verlangte der Entwurf neu für jeden Kanton während der ersten vier Jahre eine
Bundesbeteiligung von 20 Prozent an den durchschnittlichen Betreuungskosten der
Eltern. Bei unzulänglichem finanziellen Engagement der Kantone könnte der Betrag
daraufhin auf bis zu 10 Prozent der Betreuungskosten gekürzt werden. Im Vorentwurf
hatte die Kommission eine umgekehrte Lösung vorgeschlagen, wonach der Bund zu
Beginn einen Sockelbeitrag von 10 Prozent entrichtet hätte. Kantone mit
vergleichsweise hohem finanziellen Engagement hätten in der Folge noch einen
Zusatzbeitrag (+5% oder +10%) erhalten können. Die zweite Änderung im Vergleich zum
Vorentwurf betraf die Höhe des Verpflichtungskredites zur Unterstützung von
Programmen zur Schliessung der Angebotslücken in der familienexternen Betreuung.
Während der Vorentwurf für die ersten vier Jahre hierfür insgesamt einen Betrag von
CHF 160 Mio. bereitstellen wollte, wurde dieser Betrag im Entwurf auf CHF 240 Mio.
erhöht. Dies, nachdem diverse Vernehmlassungsteilnehmende bemängelt hatten, dass
zusätzliches Gewicht auf die Qualitätssicherung und -entwicklung gelegt werden sollte.
Mit diesen Änderungen versehen genehmigte die Kommission den Entwurf in der
Gesamtabstimmung mit 17 zu 7 Stimmen bei einer Enthaltung. Dass die Diskussion um
die Vorlage damit noch lange nicht abgeschlossen sein würde, liessen bereits die
zahlreichen Anträge diverser Kommissionsminderheiten erahnen, die die WBK-NR in
ihrem Bericht und teilweise bereits in ihrer Medienmitteilung aufführte. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.12.2022
MARLÈNE GERBER
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Menschen mit Behinderungen

Am letzten Tag seiner Sommersession gab der Nationalrat einstimmig einer
parlamentarischen Initiative Suter (fdp, BE) Folge, die eine verfassungsmässige
Verankerung der Gleichstellung der Behinderten verlangt. Der Initiant erhofft sich von
einem entsprechenden Verfassungszusatz einen Bewusstseinswandel und damit eine
grundlegende qualitative Verbesserung der Situation der Behinderten. Der Anspruch
auf Gleichstellung und Gleichbehandlung soll einerseits vor Diskriminierung schützen
und andererseits als Auftrag an die Behörden aller Stufen verstanden werden,
vorhandene Benachteiligungen abzubauen und die Integration zu fördern. 11

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.10.1995
MARIANNE BENTELI

Gleichentags behandelte die grosse Kammer auch die Umsetzung einer 1996
angenommenen parlamentarischen Initiative Suter (fdp, BE) zur Gleichstellung der
Behinderten. Eine rechtsbürgerliche Kommissionsminderheit versuchte noch einmal
vergeblich, das Gleichheitsgebot dahingehend abzuschwächen, dass nur von der
Gleichwertigkeit der Lebensbedingungen gesprochen werden sollte bzw. das Gesetz nur
im Rahmen der verfügbaren Mittel für die Gleichstellung zu sorgen hätte, unterlag aber
mit 81 zu 64 resp. 83 zu 56 Stimmen. Andererseits scheiterte auch ein Antrag aus dem
linken Lager, der den Passus, wonach der Gesetzgeber nur in Ergänzung zu privater
Initiative und Verantwortung tätig wird, wieder streichen wollte. Am meisten
entzündeten sich aber die Diskussionen am Antrag der Kommissionsmehrheit, entgegen
den Beschlüssen bei der Verfassungsrevision noch einen dritten Satz in den
vorgeschlagenen neuen Verfassungsartikel aufzunehmen, wonach den Behinderten der
Zugang zu Bauten und Anlagen oder die Inanspruchnahme von Einrichtungen und
Leistungen, die für die Öffentlichkeit bestimmt sind, soweit zumutbar zu gewährleisten
sei. Die FDP, unterstützt von Bundesrat Koller, beantragte hier Streichung, weil diese
Forderung nur schwer einklagbar wäre und zu nicht abzuschätzenden finanziellen
Folgen für Öffentlichkeit und Private führen würde. Koller verwies auch darauf, dass mit
dieser Doppelspurigkeit des Vorgehens (laufende Verfassungsrevision und gleichzeitiger
Antrag auf Abänderung der geltenden Verfassung) eine, wie er sagte, ”verfahrene
Verfahrenssituation” entstehen würde. Mit 78 zu 66 Stimmen setzte sich der Antrag der
Kommissionsmehrheit dennoch durch. Die Gesamtvorlage wurde mit 82 zu 64 Stimmen
angenommen. Dafür votierte das geschlossene rot-grüne Lager mit Unterstützung von
einzelnen Abgeordneten aus der CVP und der FDP 12

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.09.1998
MARIANNE BENTELI

Der Ständerat lehnte eine 1996 vom Nationalrat genehmigte parlamentarische Initiative
Suter (fdp, BE) ab, die den entsprechenden Artikel in der Bundesverfassung (Art. 8
Abs.2) griffiger formulieren und insbesondere einen direkt einklagbaren Anspruch
einführen wollte. Hingegen überwies er eine Motion Gross (sp, TG), die den Bundesrat
auffordert, den Verfassungsartikel zügig in einem Gesetz umzusetzen. 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.06.2000
MARIANNE BENTELI

Im Dezember verabschiedete der Bundesrat seine Botschaft zum Gesetz über die
Beseitigung von Benachteiligungen behinderter Menschen. Es trägt den in der
Vernehmlassung ausgedrückten Bedenken insofern Rechnung, als die Invaliden ein
Beschwerde- und Klagerecht erhalten. Die Behindertenverbände reagierten verhalten
auf die bundesrätlichen Vorschläge. Das Gesetz gehe zwar in die richtige Richtung, aber
es genüge noch nicht. Insbesondere die Bereiche Arbeit (lediglich Förderung der
Anstellung von Behinderten in der Bundesverwaltung) und Schule (nur Aufforderung an
die Kantone, behinderten Kindern und Jugendlichen eine den Bedürfnissen angepasste
Grundschulung zu gewährleisten) seien praktisch ganz ausgeklammert geblieben. Als
besonders störend empfanden die Behinderten, dass das Gesetz für die Anpassungen
in den öffentlichen Bauten und im öffentlichen Verkehr eine Übergangsfrist von 20
Jahren vorsieht, und dass der Abbau von Hürden nur zwingend vorgeschrieben wird,
wenn der wirtschaftliche Aufwand vertretbar ist. Wegen dieser Mängel wollen die
Verbände an ihrer Initiative festhalten. 14

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.12.2000
MARIANNE BENTELI
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Diese Ausdehnung stiess im Plenum des Nationalrates auf Widerstand. Loepfe (AI) im
Namen der CVP sowie Föhn (SZ) für die SVP verlangten Rückweisung an die Kommission,
da die finanziellen Auswirkungen, die personalrechtlichen Konsequenzen und die
Kompetenzfragen zwischen Bund und Kantonen noch nicht genügend geklärt seien. Der
Antrag wurde mit 83 zu 77 Stimmen knapp abgelehnt, nachdem Bundesrätin Metzler
erklärt hatte, es wäre politisch nicht klug, die Volksinitiative „Gleiche Rechte für
Behinderte“ ohne Gegenvorschlag zur Abstimmung zu bringen. In der Detailberatung
krebste die bürgerliche Nationalratsmehrheit im Bereich der öffentlichen Bauten und
der Mietshäuser wieder weitgehend auf die Linie von Bundesrat und Ständerat zurück
(Verpflichtung der behindertengerechten Ausgestaltung von Altbauten nur bei
umfassenden Sanierungsarbeiten), ebenso bei den Behindertenrechten am
Arbeitsplatz. Gegen die Unterstellung der privaten Arbeitsverhältnisse unter das Gesetz
wehrten sich insbesondere mit Erfolg die beiden Freisinnigen Heberlein (ZH) und
Triponez (BE) mit dem Argument, eine Regulierung würde tendenziell zu einer
Ausgrenzung der Behinderten aus dem Arbeitsprozess führen. Die Kommission unterlag
auch mit ihrem Antrag, im Bereich der Dienstleistungen den Behinderten ein Klagerecht
auf Beseitigung oder Unterlassung von Diskriminierungen einzuräumen; das Plenum
blieb bei einer blossen Entschädigung von maximal 5000 Fr. Einzig im Bereich der Aus-
und Weiterbildung war der Nationalrat zu gewissen Konzessionen bereit. Behinderte
Kinder und Jugendliche sollen von den Kantonen bei der Integration in die Regelschule
gefördert werden, behinderte Menschen generell ein Recht auf eine ihren
Möglichkeiten angemessene Ausbildungsdauer und auf entsprechende Prüfungen
haben sowie spezifische Hilfsmittel verwenden dürfen. Gegen einen Minderheitsantrag
aus den Reihen der SVP, der die Unterstützung von Widrig (cvp, SG) und Triponez (fdp,
BE) fand, stimmte der Nationalrat der Schaffung eines Gleichstellungsbüros zu. 15

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.11.2002
MARIANNE BENTELI

Ohne grosse Diskussionen übernahm der Ständerat in der ersten Runde des
Differenzbereinigungsverfahrens jene Beschlüsse des Nationalrates, die keine oder
kaum Auswirkungen auf die Wirtschaft haben (Förderung der schulischen Integration
der Kinder und Jugendlichen, Gleichstellungsbüro), verwässerte die Vorlage aber erneut
in der für die Behinderten zentralen Frage des Zugangs zu Bauten und Anlagen, die der
Öffentlichkeit dienen; Behinderte sollten nur während des Baubewilligungsverfahrens
gegen einen nicht behindertengerechten Aus- oder Umbau klagen können. Ein
Beschwerderecht wollte der Ständerat nur Behindertenorganisationen zugestehen, die
seit mindestens zehn Jahren schweizweit aktiv sind; dem Nationalrat hätten hier zwei
Jahre gereicht. Nichts wissen wollte er von einer Anpassung der Ausbildungsdauer an
die Bedürfnisse behinderter Menschen sowie von der Kompetenzerteilung an den
Bundesrat, Pilotprojekte zur Eingliederung Behinderter ins Erwerbsleben zu
finanzieren. Gegen Anträge aus dem rechtsbürgerlichen Lager hielt der Nationalrat
jedoch an seinen ersten Beschlüssen fest. Nach kleineren Rückzugsgeplänkeln, welche
die Einberufung der Einigungskonferenz nötig machten, gab der Ständerat nach, so
dass die Vorlage noch vor Jahresende definitiv verabschiedet werden konnte. In den
Schlussabstimmungen passierte sie im Ständerat einstimmig und im Nationalrat mit 175
zu 1 Stimmen. 16

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.11.2002
MARIANNE BENTELI

Auf den 1. Januar trat das Behindertengleichstellungsgesetz (BehiG) in Kraft. Das neue
Gesetz bringt für die Behinderten in der Schweiz unter anderem einen erleichterten
Zugang zum öffentlichen Verkehr und zu öffentlichen Bauten. Den Bedürfnissen der
Menschen mit Behinderungen tragen ferner verschiedene Gesetzesrevisionen
(Fernmeldewesen, Bundesstatistik, Berufsbildung, Strassenverkehrsrecht) Rechnung,
die ebenfalls auf diesen Zeitpunkt rechtskräftig wurden. Beim Bund entstand zudem ein
Büro für die Gleichstellung von Menschen mit Behinderung. 17

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.01.2004
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat stimmte in der Herbstsession einer Verlängerung der Übergangsfrist
zur Finanzierung von Institutionen für Behinderte zu. Ausgehend von einer
parlamentarischen Initiative Robbiani (cvp, TI) hatte die Kommission für soziale
Sicherheit und Gesundheit eine entsprechende Änderung des Finanz- und
Lastenausgleichsgesetzes beantragt. Mit der revidierten Bestimmung sollten
Institutionen für Behinderte, die vom Bund noch vor Inkrafttreten des neuen
Finanzausgleichs Bauvorhaben zugesichert erhalten hatten, ihre Schlussabrechnung bis
spätestens Ende 2012 – statt wie ursprünglich vorgesehen bis Ende 2010 – abliefern
können. Es ging um schätzungsweise 12 Institutionen und einen Betrag von rund 23 Mio
Fr. Der Ständerat trat in der Wintersession nicht auf das Geschäft ein. Seine

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.09.2010
ANDREA MOSIMANN
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vorberatende Kommission hatte für Nichteintreten plädiert, weil gemäss dem
damaligen Wissensstand nur zwei der betroffenen Institutionen die Ende 2010
ablaufende Frist nicht einhalten konnten. 18

Karl Vogler (csp, OW) störte sich am administrativen Aufwand für Beiständinnen und
Beistände, der seit Inkrafttreten des Erwachsenenschutzrechts im Januar 2013
aufgrund Wegfallen des Konzepts der erstreckten elterlichen Sorge stark zugenommen
habe. Seither werden Eltern erwachsener behinderter Kinder oder ihnen nahestehende
Personen als Beistand oder Beiständin eingesetzt, was einerseits mit der Pflicht der
regelmässigen Rechnungsablage sowie andererseits mit derjenigen der
Berichterstattung an die Erwachsenenschutzbehörde einhergehe. Aus diesem Grund
verlangte der Obwalder Nationalrat einen Paradigmenwechsel bei Artikel 420 ZGB. Mit
einer parlamentarischen Initiative forderte er, dass Beiständinnen und Beistände
diesen Verpflichtungen lediglich noch ausnahmsweise nachkommen müssen (Pa.Iv.
16.428). Gleichzeitig wollte er mit einer zweiten Initiative bewirken, dass auch weitere
der verbeiständeten Person nahestehende Personen unter Artikel ZGB 420 gefasst
werden könnten (Pa.Iv. 16.429). Dies im Unterschied zum aktuell geltenden Artikel, der
eine abschliessende Liste von angehörigen Personen benennt, und somit nur diese von
den genannten Pflichten befreit werden könnten. Sowohl die RK-NR als auch die RK-SR
gaben den Initiativen in den Jahren 2017 und 2018 oppositionslos Folge. 19

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.03.2018
MARLÈNE GERBER

Auf Antrag ihrer zuständigen Kommission verlängerte der Nationalrat in den Jahren
2019 und 2021 oppositionslos die Behandlungsfrist für zwei parlamentarische Initiativen
aus der Feder von Karl Vogler (csp, OW), die einen Paradigmenwechsel bei Artikel 420
ZGB verlangten. Die RK-NR hatte die Fristverlängerung damit begründet, dass zum
gegebenen Zeitpunkt eine Gesetzesvorlage ausgearbeitet werde, die auch die Stellung
von verbeiständeten Personen nahestehender Personen regeln werde. Die Kommission
wolle diese Gesetzesvorlage abwarten, bevor sie sich einem eigenen Erlassentwurf in
Erfüllung der beiden parlamentarischen Initiativen widme. 20

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.06.2021
MARLÈNE GERBER

1) AB SR, 2022, S. 835 ff.; Bericht Büro-SR vom 30.5.22
2) BBI, 2010, S. 5985 ff.; AB NR, 2010, S. 1525 ff. und 750; AB SR, 2010, S. 1085 ff. 
3) AB NR, 2000, S. 438.; Presse vom 25.2.00; TA, 7.3.00; BaZ, 25.3.00; Bund, 5.6.00; WoZ, 17.8.00
4) Presse vom 28.3. und 6.7.02. Siehe SPJ 2001, S. 177 f. Zu einer Studie über (missbräuchliche) Massnahmen der Behörden
der Stadt Zürich im sozialpsychiatrischen Bereich in den Jahren 1890-1990 siehe Lit. Huonker; TA, 13.3.02.
5) AB NR, 2004, S. 244 ff., 2108 ff. und 2186; AB SR, 2004, S. 262 ff. und 945; BBl, 2004, S. 7265 ff. 
6) NZZ, 20.6.05.
7) Verhandl. B.vers., 1996, IV, Teil I, S. 37; Presse vom 31.8.96; Amtl. Bull. StR, 1996, S. 777 f.; Motion Hochreutener: Amtl. Bull.
NR, 1996, S. 1183 ff.
8) Amtl. Bull. NR, 1997, S. 500.
9) Erläuternder Bericht; Medienmitteilung WBK-NR vom 17.5.22; Vernehmlassungsvorlage
10) BBl, 2023 595; Ergebnisbericht Vernehmlassung; Medienmitteilung WBK-NR vom 8.12.22
11) Amtl. Bull. NR, 1996, S. 1160 ff.; Presse vom 22.6.96. ; Amtl. Bull. NR, 1996, S. 1288). 
12) Amtl. Bull. NR, 1998, S. 1794 ff.
13) AB NR, 2000, S. 269 f. Siehe SPJ 1996, S. 288, 1998, S. 298 f. und 1999, S. 306.
14) BBl, 2001, S. 1715 ff.; Presse vom 12.12.00. (Presse vom 31.3.00; Baz, 9.4.00; NZZ, 13.4.00; 24h, 15.12.00).
15) AB NR, 2002, S. 903 ff.; AB NR, 2002, S. 931 ff. und 968 ff.
16) AB SR, 2001, S. 709 ff.,1070 ff., 1214 f. und 1307; AB NR, 2002, S. 1724 ff., 1942 ff., 2044 f. und 2173; BBl, 2002, S. 8223 ff.
17) CHSS, 2004, S. 56 f. Vgl. SPJ 2003, S. 256 f. 
18) BBl, 2010, S. 5985 ff.; AB NR, 2010, S. 1525 ff.; AB SR, 2010, S. 1085 ff.
19) Medienmitteilung RK-NR vom 26.6.17; Medienmitteilung RK-SR vom 26.3.18; Pa.Iv. 16.428; Pa.Iv. 16.429
20) AB NR, 2019, S. 1313 f.; AB NR, 2021, S. 2083; Bericht RK-NR vom 24.6.21; Bericht RK-NR vom 5.4.19
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